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Hundehaltung: Kleintierhaltung kann im allgemeinen 
Wohngebiet eingeschränkt werden 

| Die Baunutzungsverordnung ermöglicht nur dann eine Kleintierhaltung als Annex zum 
Wohnen, dem auch das allgemeine Wohngebiet vom Gebietscharakter her vorwiegend 
dient, wenn sie in dem betreffenden Baugebiet üblich und ungefährlich ist und den 
Rahmen der für eine Wohnnutzung typischen Freizeitbetätigung nach Art und Anzahl 
der Tiere nicht sprengt. | 

Hierauf wies das Oberverwaltungsgericht (OVG) Saarland im Fall eines 
Grundstückseigentümers hin, der auf seinem Grundstück bis zu 10 Hunde eines 
Huskyrudels hielt. Daraufhin forderte ihn die Behörde auf, die Anzahl der gehaltenen 
Hunde auf die im Wohngebiet zulässige Anzahl von zwei Hunden zu reduzieren. Der 
Eigentümer meldete darauf die Tiere auf Verwandte und Bekannte um. Gleichwohl 
waren die Tiere weiterhin die überwiegende Zeit auf dem Grundstück zugegen. Die 
Behörde untersagte daraufhin die Nutzung des Grundstücks „hinsichtlich der Haltung 
von mehr als zwei Hunden sowie auch für den regelmäßigen Aufenthalt von mehr als 
zwei Hunden zu Besuchszwecken“. Für den Fall des Verstoßes drohte sie ein 
Zwangsgeld in Höhe von 1.000 EUR an. 

Das OVG bestätigte nun diese Anordnung. Die Richter wiesen darauf hin, dass eine das 
übliche Ausmaß überschreitende Tierhaltung in ausgewiesenen oder faktisch reinen 
oder allgemeinen Wohngebieten unzulässig ist. Eine solche Tierhaltung löst auch 
nachbarliche Ansprüche auf Gebietserhaltung unabhängig von Fragen der Zumutbarkeit 
oder der Einhaltung des Gebots der Rücksichtnahme aus. Nach allgemeinen 
polizeirechtlichen Grundsätzen ist davon auszugehen, dass objektive, durch tatsächliche 
Feststellungen belegte Anhaltspunkte für eine das Maß des Zulässigen insoweit 
überschreitende Tierhaltung der Bauaufsichtsbehörde ausreichend Anlass bieten, 
dagegen einzuschreiten. Dem Einwand des Pflichtigen, die Tiere hielten sich auf seinem 
Grundstück lediglich „zu Besuch“ auf, kommt demgegenüber keine Bedeutung zu. Das 
Halten wie auch der regelmäßige Aufenthalt einer solch hohen Anzahl von Hunden stört 
typischerweise das Wohnen der Nachbarn. Es widerspricht damit der Eigenart eines 
allgemeinen Wohngebiets. Die Nachbarn haben grundsätzlich einen Anspruch darauf, 
dass die Eigenart des Gebiets erhalten bleibt. Im vorliegenden Fall seien seitens der 
Nachbarschaft wiederholt erhöhte Lärmimmissionen angezeigt worden. Ein gesteigerter 
Lärmpegel habe sich auch im Rahmen der vor Ort durchgeführten Kontrollen bestätigt. 
Nach diesen Kriterien erscheint die Haltung von mehr als zwei dem Welpenalter 
entwachsenen Tieren angesichts der rassetypischen Größe der gehaltenen Huskys 
unzulässig. 
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Quelle | OVG Saarland, Beschluss vom 18.4.2019, 2 A 2/18, Abruf-Nr. 210603 unter 
www.iww.de. 
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